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Einheit des Konzils imWiderstand 
. gegen Berufsverbote zerbrochen 

Vertreter der „LinkenListe”"kündigten Rücktritt aus demKonzilan 

©. dem angekündigten Rücktritt der Vertreter der "Linken Liste" aus dem Konzil Einen Staatskomnissar ins Haus zu ho- 

endete am heutigen Mittwoch eine Sondersitzung des höchsten Gremiums der Uni- 

versität; das wegen der drohenden Entlassung des wissenschaftlichen Assisten- 

ten und KBW-Funktionärs Dirk Steenken einberufen worden war. Die "Linke Liste" 

begründete ihre Haltung damit, daß der vom Konzil gefaßte Beschluß dem Rektor 

die Möglichkeit eröffne, sich an Berufsverbotsverfahren zu beteiligen, ‚ohne 

daß der Nachweis erbracht worden sei, dadurch den Betroffenen zu schützen. 

Das Konzil hatte entgegen den Vorstel- 

lungen der "Linken Liste" nieht vom 

Rektor gefordert, es grundsätzlich aus 

politischen und verfassungsrechtlichen 

Gründen abzulehnen, an der Durchfüh- 

rung von Berufsverbotsverfahren mitzu- 

wirken, sondern in seinem Beschluß die 
Landesregierung aufg- 

fordert, das Verfahren einzustellen 

und vom Rektor verlangt, "weiterhin 

mit allen der Universität rechtens zur 

Verfügung stehenden Mitteln alle Ein- 

griffe in die Autonomie der Hochschule 

@:: alle Angriffe auf die verfassungs- 
mäßigen Rechte der Universitätsmitglie- 

der abzuwehren". 

Bei der Entscheidung des Konzils ging 

es primär darum, im aktuellen Fall Dirk 

Steenken- die Haltung der Universität 

gegen politische Disziplinierung und Be 

rufsverbote zu bekräftigen und dem Rek- 

tor als gewähltem Repräsentanten der 

Hochschule, der letztlich die Behand- 

lung des Falles bestimmen muß, eine 
Handlungsanweisung zu geben. 

Gehandelt hatte Rektor Professor Rainer 

Krüger schon vor der Konzilssitzung, 

als er gegen den Steenken-Erlaß des Wis- 

‘senschaftsministers von seinem: Remon- 
strationsreeht Gebrauch machte, das er 

einmalig gegen eine Minister-Weisung 

einsetzen kann. 

In dem'Erlaß war Krüger aufgefordert 

worden, gegen Steenken wegen Verdachts 

des schweren Dienstvergehens vorzuer- 

mitteln mit dem Ziel, eine Hauptunter- 

suchung einzuleiten, sollte Steenken ‘ 

die gegen ihn erhobenen Vorwürfe nicht 

ausräumen können. Begründung: "Ein Be- 

amter der 'sich uneingeschränkt in lei- 
‚tender Punktionärsstellung für den KBW 

len, hielt auch der Sprecher des BdWi, 

der wissenschaftliche Assistent Bern- 

hard Wilhelmer, für politisch kurz- 
sichtig, da sich dann die Universität 

  

vollends staatlicher Berufsverbotspra- 

xis ausliefern würde, ohne alle ihr 

zur Verfügung stehenden Mittel genutzt 

einsetzt und dadurch-dessen verfassungs-zu haben. Wilhelmer wies in diesem. Zu- 

feindliche Zielsetzung fördert, ver- sammenhang gleichzeitig darauf hin, 

letzt seine Dienstpflicht....". daß es mit Steenken und dem KBW keine 

gemeinsamen Aktionen gegen Berufsver- 

bote geben könne. 

Ein gemeinsames Vorgehen mit dem KBW 

lehnte auch die "Linke Liste" ab. Pro- . 

gerade bei einer zu den Landtags- und fessor Eberhard Schmidt wies jedoch da- 
Bundestagswahlen zugelassenen Partei rauf hin, daß es illusionär sei zu glau- 

wie dem KBW ausschließlich das Verbots- ben, ıdie Universität könne irgendeinen 

verfahren beim Verfassungsgericht zur Einfluß auf den Ausgang des Verfahrens 

Klärung der Verfassungswidrigkeit liegt, nehmen. Vielmehr werde der Rektor nur 

Krüger erhob gegen diesen Erlaß ver- 

fassungspolitische und-rechtliche Be- 

denken, weil nach seiner Auffassung 

Es müsse deshalb ‚so Krüger, jeder An- 

schein vermieden werden, daß die von 

den zuständigen Verfassungsorganen zu 

führende Auseinandersetzung mit einer 

verfassungswidrigen Partei auf die .. 

Ebene individueller Verfahren gegen 

einzelne Mitglieder oder Funktionäre in 

die Zuständigkeit nachgeordneter Behör- 

den verlagert werde. 

Dieser Widerspruch wurde auch vom Kon- 

zil ausdrücklich begrüßt, Dennoch mach- 

te sich keine Fraktion Illusionen da- 

rüber, daß der Minister die Bedenken 

ebenfalls teilt. Vielmehr ging es in 

der Sitzung darum, wie zu handeln ist, 

wenn das Wissenschaftsministerium auf 

seiner Weisung besteht, der sich Krüger 

nur durch Rücktritt entziehen könnte. 

Ein-, 

fassung der überwiegenden Mehrheit des 

Konzils keine Lösung des Problems, da, : 

so der Sprecher der "Demokratischen » 

Hochschule", Professor Schulenberg, ein 

vom Minister eingesetzter Staatskommis- 

.sar das Berufsverbot durchziehen würde 

und die Universität keinerlei Einfluß 

mehr auf das Verfahren selbst nehmen 

‚könne. 

zum Vollstrecker benutzt. Dieses aber 
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Senatswahlen 
Für die am 8. Juni 1977 im Konzil 

stattfindenden Wahlen zum Senat müs- 

sen Vorschlagslisten bis zum 1. Ju- 

ni, 17 Uhr, bei Ilona Neuhaus, Raum 

A 209, eingereicht werden. Dort 

sind auch Formulare für Wahlvor- 

schläge erhältlich. Gewählt werden 

die Vertreter aller Statusgruppen.     

  

Neuer Konzilsvorstand ' 
Zum dritten Mal ist die Mathematikerin 

Professor Irene Pieper und der wissen- 

; solcher Schritt ist aber nach Auf- schaftliche Mitarbeiter im Fach Philo- 

sophie Wilhelm Büttemeyer in den Kon- 

zilsvorstand gewählt worden. Die Mit- 

glieder des neugewählten Konzils SPF&- 

chen mit großer Mehrheit den beiden 

Lehrenden das Vertrauen aus. Als stu- 

dentischer Vertreter wurde ToniPress- 

ler (SHB), als Vertreterin der nicht- 
wissenschaftlichen- Mitarbeiter Wal- 

traud Dröge in den Vorstand gewählt. 
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Der 2. Rechenschaftsbericht des Rek- 

tors Professor Dr. Rainer Krüger, der 

nach $ 53(4) der Grundordnung "Aus- 
kunft über alle wesentlichen Tätigkei- 

ten, insbesondere über Stand und Pla- 

nung von Forschung, Lehre, Studium 

und Hochschulentwicklung" gibt, liegt 

nun für den Berichtszeitraum 1.10.75 

- 30.9.1976 cr. Er wurde am 1. März 

1977 vom Konzil beraten und gewürdigt. 

Der Rechenschaftsbericht gliedert sich 

in einen allgemeinen, vom Rektor zu 

verantwortenden Teil und in Einzelbe- 

richte der Fachbereiche und Zentralen 

Einrichtungen auf. 

Wurde im ersten Rechenschaftsbericht 
der Universität Oldenburg die Situati- 
on einer Hochschulgründung im Wider- 
spruch von bildungspolitischen Reform- 

ansätzen und den eingeschränkten Mög- 

lichkeiten festgestellt, so gilt auch 

für den Zeitraum dieses Rechenschafts- 

berichts, daß "der unzureichende Be- 

_ dingungsrahmen als Widersacher konse- 

quenter inhaltlicher Studienreformbe- 

strebungen und materieller Ausbauzie- 

le" nicht nur erhalten blieb, sondern 

"durch zusätzliche Ereignisse der Lan- 

despolitik und ihrer Auswirkungen auf 

den Hochschulbereich in Niedersachsen 

noch weiter beschnitten worden ist", 

Diese restriktive Einflußnahme hat für 

die Universität vor allem extistenti- 

elle Bedeutung in der Veränderung der 

Ausbauziele einerseits und dem Olden- 

burger Studienmodell als Folge der 

Auseinandersetzung um Prüfungs- und 

Studienordnung und die "Einphasige 

Lehrerausbildune" in Nordwestnieder- 

sachsen andererseits. 

Für den Berichtszeitraum stellt Krüger 

fest, daß von Seiten der Niedersäch- 

sischen Landesregierung Einschränkun- 

gen für die Oldenburger Universität 

vorgenommen werden, die zum einen das 

Oldenburger Studienmodell allgemein, 

sowie seine partielle Ausprägung in 

der Einphasigen Lehrerausbildung und 

die rechtliche Fixierung der Diplom- 

und Lehramtsstudiengänge in Prüfungs- 
und Studienordnungen; zum anderen in 

- der materiellen Ausstattung in Form 

der baulichen Entwicklung und des Haus 
halts ihren Ausdruck finde. 

  
Neben diesen beiden Schwerpunkten der 

"Behinderung einer reformierten Entfal- 

tung von Studium, Forschung und Lehre 

werden für den Zeitraum des Berichts 

Reglementierungen wie die Kritik und 

Beschränkung der Öffentlichkeitsarbeit 

der Universitätspressestelle, die Ver- 

weigerung des Niedersächsischen Mi- 

nisters für Wissenschaft und Kunst, 

der Universität offiziell den Namen 

des Friedensnobelpreisträger Carl von 

Ossietzky zu verleihen; die politische 

Überprüfungspraxis der Bewerber für 

den Öffentlichen Dienst sowie die Be- 

rufsverbote für Lehramtsanwärter und 

uni-info 

eine überzogene Kritik an der prakti- 

zierten Kooperationsvereinbarung mit 

dem DGB und der Bildungsvereinigung 

"Arbeit und Leben" von Krüger konsta- 

t12.0Ls 

In der Diskussion um den Rechenschafts- 

bericht wurde vom Konzil begrüßt,"daß 

eine Verniedlichung der Probleme und 

Harmonisierung der Schwierigkeiten un- 

terblieben ist und über den rein dar- 

stellenden Bericht hinaus die Fakten 

weitgehend kritisch bewertet und die 

Ursachen der aufgetretenen Schwierig- 

keiten analysiert worden sind". Be- 

mängelt wurden von Seiten des Konzils, 

daß nicht offengelegt worden sei, in 

welchem Umfang einzelne Forschungsvor- 

haben mit Drittmitteln finanziert wor- 

den seien und um welche Vorhaben es 

sich handele. 
Darüber hinaus wurde kritisiert, daß 
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Rektor legt 2. Rechenschaftsbericht vor 
die Koordinierungsschwierigkeiten 

zwischen dem Senat und den Fachberei- 

chen, die im Sommer 1976 zu einem völ- 
lig unakzeptablen Vorgehen bei der Be- 

setzung der Stellen für Wissenschaft. 

liche Hilfskräfte führte, unerwähnt 

geblieben seien. ö 

Die Meinungsbildung der Hochschule 

zum Niedersächsischen Hochschulgesetz 
sei in Fragen der Mitbestimmung, der 
Regelstudienzeiten, des politischen 

Mandats der verfaßten Studentenschaft 

sowie des Ordnungsrechts im Rechen- 

schaftsbericht außer acht gelassen 
worden. 

Einen detailierten, umfangreichen Re- 

chenschaftsbericht wie in der vorlie- 

genden Form soll in Zukunft nur alle 

zwei Jahre erscheinen. In einem Kurz- 

bericht wird der Rektor jährlich über 

seine Arbeit Rechenschaft ablegen. 

Konzil über Verurteilung 

Wilfried Krallmanns empört 
Empörung hat die Verurteilung des ehe- 

maligen Oldenburger Studenten und heu- 

tigen Referendars Wilfried Krallmann 

durch-das Amtsgericht Oldenburg am 7. 

März d. J. auch beim neu gewählten Kon- 

zil der Universität Oldenburg ausge- 

löst. Krallmann war, wie berichtet, we- 
gen Widerstandes gegen Vollstreckungs- 

beamte im Zusammenhang mit der Entfer- 
nung des Schriftzuges "Carl-von-Ossieta 

ky-Universität" von einem Gebäude der 

Hochschule im Sommer 1975 zu einer 
Geldstrafe von 375 Mark verurteilt wor- 
den. 

In einer mit nur vier Enthaltungen an- 
genommenen Resolution des 88-köpfigen 
Gremiwns heißt es dazu wörtlich: "Das 
Konzil ist empört darüber, daß der Pro- 
zeß gegen Wilfried Krallmann vor dem 
Amtsgericht Oldenburg am 7. März 1977 
mit der Verurteilung Wilfried Krall- 
manns wegen Widerstandes gegen Voll- 

streckungsbeamte endete. 

Herr Krallmann war am 27. Juni 1975 im 
Zusammenhang mit der Entfernung des 
Schriftzuges "Carl-von-Ossietzky-Uni- 
.versität" von Polizeibeamten in Zivil, 
die sich zunächst nicht zu erkennen ga- 
ben und ihre Dienstausweise nicht vor- 
zeigten, ohne Grund vorübergehend fest- 
genommen worden, damit seine Persona- 
lien festgestellt werden könnten. Das 
Konzil betont, daß es sich bei dem vom 
‘damaligen Minister für Wissenschaft 
und Kunst, Professor Dr. Joist Grolle, 
angeordneten 'Polizeieinsatz um eine po- 
litisch falsche, das Prinzip der Ver- 
hältnismäßigkeit der Mittel verletzen- 
de Aktion handelte, 
- Obwohl bei der vernehmenden Behörde 
Unkorrektheiten vorkamen (den an der 
Aktion beteiligten Anstreichern sind 
Aussagen in den Mund gelegt worden, 

die sie nicht gemacht haben), 
- obwohl bei der Verhandlung keine ob- 

jektiv belastenden Tatsachen bekannt 
wurden, 

- obwohl sich die Polizeibeamten als 

Zeugen der Anklage widersprachen, 

- obwohl der Richter selbst die Ein- 

stellung des Verfahrens vorschlug, 

ist die Verurteilung erfolgt. 

Das Konzil erwartet, daß bei der Ur- 

teilsfindung in der Berufungsinstanz 

die geltenden Rechtsnormen sorgfältig 

angewendet werden." 

Kritik an dem Urteil gegen Krallmann 

hatte auch der Rektor der Universität 

Oldenburg, Professor Dr. Rainer “erg 

geübt. 

Hinweisschilder mit Zusatz 

Unbekannte haben in einer Nachtaktion 
einen Teil der Hinweisschilder in der 
Stadt zur Universität Oldenburg mit 
dem Zusatz Carl von Ossietzky versehen. 
In einer Erklärung begrüßte der AStA 
diese Aktion. 

Neuer Studiengang 
Der Fachbereichsrat I hat beschlossen, 

beim Wissenschaftsminister die Einrich- 
tung eines Lehramts- und eines Magister. 

studienganges Philosophie zu beantra- 

gen. In der Begründung für den Studien- 
gang führen die Antragsteller an, die 

Einführung des Unterrichtsfaches Wer- 
te und Normen" als Alternative zum Re- 

ligionsunterricht mache die Ausbildung 
einer größeren Menge qualifizierter 
Philosophielehrer notwendig. Die Auf- 
hebung der Einphasigen Lehrerausbil- 

dung in Osnabrück bringe zudem die Not _ 

wendigkeit mit sich, in Oldenburg alle 
Lehramtsstudiengänge anzubieten. 

nn... 
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Beschluß des Konzils 
zum Fall Steenken 
Am 20. Mai 1977 faßte das Konzil zum Fall Dirk Steenken 

gegen den ein Untersuchungsverfahren wegen seiner Mit- 

gliedschaft und Funktionärstellung im Kommunistischen 

Bund Westdeutschlands (KBW) eingeleitet werden soll, 
€ einen Beschluß, der auf den aktuellen Fall Bezug nimmt, 

ansonsten aber die Haltung des Konzils, wie sie bereits 

1975 zum Problem der Berufsverbote formuliert wurde, 

wiederholt. Nachfolgend der Beschluß im Wortlaut: 

Angesichts der schweren Belastung der Universität 

durch die ministerielle Anweisung zur Einleitung eines 

politischen Verfahrens gegen eines ihrer Mitglieder 

bekräftigt das Konzil noch einmal seine im Beschluß ° 

vom 12. 11. 1975 dargelegte Grundsatzposition und be- 

stätigt ausdrücklich die vom Rektor in Ausübung seines 

Remonstrationsrechts vertretene Rechtsauffassung, daß 

die Bestätigung in einer nicht verbotenen Partei nicht 

Gegenstand eines disziplinarrechtlichen Untersuchungs- 

verfahrens sein kann. 

Das Konzil fordert den Rektor auf, weiterhin mit allen 

der Universität rechtens zur Verfügung stehenden Mit- 

teln alle Eingriffe in die Autonomie der Universität 

und alle Angriffe auf die verfassungsmäßigen Rechte 

der Universitätsmitglieder abzuwehren. 

Bei weiteren Maßnahmen der Landesregierung gegen Rek- 

tor und Universität behält sich das Konzil’ weitere 

Beschlüsse vor. 

Wir sind der Auffassung, daß alle Beschäftigten im 

öffentlichen Dienst politische und gewerkschaftliche 

Freiheit haben müssen. Wir fordern deshalb die Ein- 

stellung des von der Landesregierung gegen ein Univer- 

sitätsmitglied eingeleiteten Verfahrens. 

BESCHLUSS DES KONZIIS VOM 12. 71. 1975 

Das Konzil stellt fest, daß der Versuch des Ministers 

für Wissenschaft und .Kunst, die Universitätsleitung 
über eine dienstliche Anweisung zu Maßnahmen zu zwin- 

gen, die das Ziel der Entlassung eines Universitäts- 

mitglieds aus politischen Gründen haben, sich in die 

Praxis der Aushählung: fundamentaler Grundrechte durch 

administrative Maßnahmen einreiht. 

Die Wahrnehmung solcher Aufgaben, die eine Praktizie- 

rung der Aushöhlung fundamentaler Grundrechte darstel- 

len würden, geht über den durch unser Verständnis der 
Grundordnung inhaltlich definierten politischen Spiel- 

raum des Rektors, als gewähltem Repräsentanten der Uni- 

versitätsmitglieder hinaus und stellt eine Verletzung 
der Grundordnung dar. 

- Die Universität kann den Rektor als den gewählten 

Repräsentanten der Universität nicht in die Rolle 

eines ohne eigene Entscheidungsgewalt nur noch im 
Auftrage des Ministeriums Handelnden drängen lassen. 

| Dies gült mit besonderer Entschiedenheit in den Be- 

reichen, in denen sich das Ministerium nach Auffas- 

sung der Universität verfassungswidrig verhält, in- 

dem es sich in der Praktizierung von Bepufsverboten 

aus politischen Gründen, über Grundrechte hinweg- 

setzt. 

- Die Universität kann es nicht als zulässig ansehen, 

daß die Universitätsleitung über eine Anweisung des 

Ministers für Wissenschaft und Kunst, dazu gezwungen 

wird, im Rahmen eines Disziplinarverfahrens, gegen- 

über einem Einzelnen Ermessensentscheidungen zu tref- 

fen, die in ihrer Wirksamkeit und Gewichtigkeit einer 

Bundesverfassungsgerichtsentscheidung entsprechen wür- 

dene 

- Die Universität hält die Einbeziehung politischer As- 

pekte in ein Disziplinarverfahren für insgesamt unzu- 

lässig. 

- Die Universität setzt sich entschieden gegen die Ten- 

denzen zur Wehr, zunehmend der Administration Funkti- 

onen der Rechtsprechung zu übereignen, auf diesem We- 

ge die rechtsstaatliche Ordnung auszuhöhlen und insbe- 

sondere die immateriellen Rechtsgüter der freien Mei- 

nungsäußerung, der Betätigung in politischen Parteien 

und der Freiheit in der Ausübung von Lehre und For- 

schung, rechtlich nicht faßbaren Kontrollmechanismen 

zu unterwerfen. 

Ohne sich mit den im speziellen Fall betreffenen poli- 

tischen Auffassung zu identifizieren, empfiehlt das 

Konzil den Rektor, in dem laufenden Verfahren unter Be- 

zugnahme auf die oben genannten Gründe, die Fortführung 

des Verfahrens zu verweigern und sein Remonstrations- 

recht gegenüber dem Minister auszuüben. Sollte er ange- 

wiesen werden, das Verfahren fortzuführen, so dürfen 

politische Meinungsäußerungen und Aktivitäten in einer 

nicht verbotenen Partei nicht als Verletzung der beamter 

rechtlichen Treuepflicht angesehen werden. Das Verfahrer 

ist in diesem Fall einzustellen. 

Das Konzil ruft alle Mitglieder der Universität auf, Rek 

tor und Kanzler bei der Abwehr der administrativen Ein- 

griffe in Grundrechte und garantierte Freiheitsspiel- 

räume an der Universität, mit allen notwendigen werden- 

den Maßnahmen zu unterstützen. 

Die verfassungswidrigen Berufsverbote in der BRD haben 

sich als Gefahr für die Entwicklung einer demokrati- 

schen und humanen Gesellschaft heratusgestellt. Lie Be- 

rufsverbote gefährden nicht nur politische Meinungsfrei- 

heit und schränken nicht nur die Vielfalt der Meinungen 

ein, sie gefährden wesentliche Errungenschaften der De- 
mokratie, 

Das Konzil der Carl-von-Ossietzky-Universität fordert 
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alle Universitätsangehörige auf, dem Abbau demokrati- 

- scher Rechte und der Aushöhlung der Verfassung geschlos- 

sen entgegenzutreten. 
  

Insbesondere fordert das Konzil 

- die niedersächsische Landesregierung auf, 

- der verfassungswidrigen Bertfsverbotspraxis unmittel 

bar ein Ende zu bereiten, 

- alle Lehramtsbewerber einzustellen, 

- die verfassungswidrige Gesinnungsschnüffelei zu 

unterbinden und die Anhörungen einzustellen, 

- die Abgeordneten des deutschen Bimdestages auf, der 

Scheinlegalisierung der verfassungswidrigen Berufsver- 

bote durch die beabsichtigte Verabschiedung der Son- 

dergesetze die Zustimmung zu verweigern. 

(mit 58 gegen 12 Stimmen beschlossen) 

Beschluß des FBPRIV 
Die Landesregierung jerung beabsichtigt, den wissenschaftli- 

chen Assistenten Dirk Steenken wegen seiner Tätigkeit 

für den KBW zu entlassen. 

Wir sind der Auffassung, daß alle Beschäftigten im öf- 

fentlichen Dienst politische und gewerkschaftliche 

Freiheit haben müssen. Wir fordern deshalb 

- Keine Entlassung von Dirk Steenken 

- Keine Eröffnung des Verfahrens durch den Rektor. 

Keine Anhörung von D. Steenken. 

2 

- Einstellung des von der Landesregierung eingeleiteten 

Verfahrens. 

Wir fordern die Gremien der Universität, insbesondere 

das Konzil, auf, sich diesen Forderungen anzuschließen 
und dafür zu sorgen, daß diese Forderung von der Lei- 

tung der Universität eingehalten werden. 

(ohne Gegenstimmen bei 4 Enthaltungen beschlossen) 

Herausgeber: Pressestelle der Universität Oldenburg , Ammerländer Heerstraße 67-9, Oltenburg, Telefon 0441/51061 
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Für 3. Studienabschnitt melden! 
Alle Studenten des Lehramtes für Prj- intern anzumelden, falls sie zım 

Sommersemester 1978 in den 3. Stu- 

dienabschnitt eintreten wollen. 

Entsprechende Formulare sind ab so- 

fort im ZpB erhältlich. Bei allen 

marstufe und Sekundarstufe I, die‘ 

zum Wintersemester 1977/78 in das 

7. Studiensemester kommen, und alle 

Studenten des Lehramtes für Sekun- 

darstufe II, die zum Wintersemester 

1977/78 in das 9. Studiensenester 

kommen, werden dringend gebeten, 

sich bis 1. Juli 1977 über das ZpB 

für den Eintritt in den 3. Studien- 

abschnitt zum 1.4.1978 universitäts- 

  

Rückfragen an Klaus Jaeckel (Sprech- 

stunde Mittwoch 11.00-13.00 h) oder 
Richard Stinshoff (Sprechstunde 
Donnerstag 10.00-13.00 h) im ZpB 

wenden (bitte Sprechstunden einhal- 

ten). 

Demo inHannover 
. Eine der größten Demonstrationen, die 

bisher in Hannover gegen den Bil- 

dungsnotstand und die geplante Hoch- 

schulgesetzgebung stattfanden, wurde 

von der Nordwestzeitung kaum bemerkt. 

Während nach Schätzungen der Polizei 

etwa 10.000, nach Aussagen der Ver- 

anstalter etwa 20.000 Lehrer, Studen- 

ten und Schüler am Freitag in Hanno- 

ver demonstrierten, registrierte die 

NWZ lediglich "mehr als tausend" Teil- 

nehmer. Der Bericht war entsprechend: 

13 Zeilen über die Demonstration, 28 

Zeilen über eine Stellungnahme des 

Kultusministers dazu; aber auch ande- 

re Medien ignorierten mehr oder we- 

niger das Ereignis. 

Zur Demonstration aufgerufen hatten 

neben der Gewerkschaft Erziehung und 

Wissenschaft (GEW) die Konferenz Nie- 
dersäahsischer Studentenschaften (KNS) 

der Landesschülerrat und die Konferenz 

Akademischer Mitarbeiter. Aus Olden- 

burg, Wilhelmshaven und Emden fuhren 

etwa 500 Demonstranten in die Landes- 

hauptstadt, um gegen den Entwurf des 

Niedersächsischen Hochschulgesetzes 
(NHG), das die Einführung von Ordnungs- 
recht und Regelstudienzeit vorsieht, 

gegen die verschärfte Situation im 

Hochschulbereich und die Lehrerarbeits- 

losigkeit zu protestieren. 

Auf der abschließenden Kundgebung auf 

dem Klagesmarkt forderte der Vorsit- 

zende der GEW Niedersachsen, Dieter 

_ Galas, neben einer generellen Einfüh- 
rung des zehnten Schuljahres die Ein- 

führung der Gesamtschule, da nur so 

die Misere des dreigliedrigen Schul- 

systems überwunden werden könne. 

Regelstudienzeit und Ordnungsrecht 

‚lehnte der Vertreter der KNS, Bernd 

Rother, ab und wies darauf hin, daß 

mit der Demonstration der Kampf gegen 

‚das Hochschulrahmengesetz nicht been- 

det sei, sondern -für das Winterseme- 

ster bundesweite Aktionen aller Stu- 
denten vorbereitet werden müßten. 

Gegen eine reformfeindliche Hochschul- 

gesetzgebung, wie sie in den Entwür- 

fen zum NHG zum Ausdruck komme, wand- 

te sich auch der Rektor der Universi- 

tät, Professor Dr. Rainer Krüger. Er 

forderte die Abschaffung der verfas- 

sungsrechtlich bedenklichen Überprü- 
fungsmethoden im öffentlichen Dienst 
und im Hochschulbereich und sprach 
sich für das "unteilbare politische" 
Mandat der Studentenschaft aus. Die 
staatliche Reglementierung von For- 
schung, Lehre und Studium - so Krüger- 
dürfe nicht auch noch dadurch vervoll- 
ständigt werden, daß die Studenten als 

die von dem Ausbildungssystem eigent- 
lich Betroffenen durch Beschneidung 
ihrer Rechte als Verfaßte Studenten- 
schaft in ihrer Kritikfähigkeit und po 

litischen Selbstbestimmung innerhalb 
der Gesellschaft entwaffnet werde. 

Im Zusammenhang mit der geplanten Neu- 

&liederung der Personalstruktur, wie 

sie im NHG vorgesehen ist, wandte sich 
Krüger gegen eine Verkürzung der 

Dienstverhältnisse bei Hochschulassi- 
stenten von sechs auf drei Jahre und 

forderte die Übernahme der Gruppe der 

Dozenten, akademischen Mitarbeiter und 

Räte in Professorenstellen. 
Der Demonstration war ein viertäßiger 
Streik in Oldenburg vorausgegangen, 

der auch an zahlreichen anderen Hoch- 

schulen durchgeführt wurde. In den 
vier Streiktagen wurde nach einer von 
SHB und MSB Spartakus entwickelten Kon- 
zeption die "Demokratische Hochschule" 
praktiziert, in der auf über 80 Alter- 

„hativveranstaltungen die hochschulpoli- 
tische Auseinandersetzung in den Ge- 
samtzusammenhang mit den gesellschaft- 
lichen Auseinandersetzungen gestellt 
wurde. 

Als einen Erfolg wertete der ASTA den 
Streik, was, so ein Sprecher, an der 
großen Beteiligung der Studenten deut- 
lich geworden sei. Solidarisiert hatte 
sich auch das Konzil mit dem Streik 
der Studenten und zur Teilnahme an der 
Demonstration aufgerufen. gp 

Behinderteneinrichtungen 

Das Zentrum für pädagogische Berufs- 
praxis (ZpB) hat auch für 1977 ein | 
Verzeichnis über Einrichtungen für 
behinderte Kinder und Jugendliche 
im Verwaltungsbezirk Oldenburg heraus- 
gegeben. Das Verzeichnis ist im ZpB, 
Ammerländer Heerstraße 2% erhält- 
lich. 
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Hohe Wahlbeteiligung 
in Oldenburg 
Überdurchschnittlich hoch ist die Be- 
teiligung der Studenten der Universi- 
tät Oldenburg an den Wahlen zum Stu- 
dentenparlament. Das geht aus einer E 
von der Westdeutschen Rektorenkonfe- 
renz herausgegebenen Dokumentation 
"Übersicht über die Ergebnisse der 
Wahlen zu den Studentenvertretungen 
im Wintersemester 1976/77", Stand 15. 
März 1977, hervor. Danach stehen die | 
Oldenburger Studenten nach der Tier- | 
ärztlichen Hochschule Hannover (57,60 | 
Prozent), der Universität Bonn (53,9 | 
Prozent) und der Gesamthochschule Pa- 
derborn (52,20 Prozent) mit 51,78 Pro- 
zent an vierter Stelle. Die letzten 
Plätze aller wissenschaftlichen Hoch- 
schulen belegen die Pädagogische Hoch- 
schule Ruhr mit 28,40 Prozent und die 
Universität Heidelberg mit 28 Prozent. 

Weniger Feste 
Weil Hausmeister und Reinigungsperso- 
nal unzumutbar belastet werden, hat 

das Rektorat beschlossen, die Möglich- 
keit einzuschränken, Feste in der Uni- 

versität zu veranstalten. Danach kön- 
nen Feten nur noch zweimal wöchentlich 
und einmal monatlich an Wochenenden 
stattfinden (drei Wochen vorher anmek- i 

den!). Nachdrücklich wies das Rektorat 
in diesem Zusammenhang noch einmal da- 

rauf hin, daß sonstige Veranstaltungen 
grundsätzlich um 22.30 h beendet sein 
müssen. 

Keine Chance 

für 35jährige 

Studenten in der Lehrerausbildung des 
Sekundarbereichs II, die bei Abschluß 
ihres Examens das 35. Lebensjahr über- 
schritten haben, werden sich noch we- 
niger Aussichten auf Einstellung in 

den Schuldienst machen können als ih- 

re jüngeren Kommilitonen. Denn in ei- 

nem Erlaß ist festgehalten, daß Gm- 

nasiallehrer bei ihrer Einstellung 
nicht älter als 35 Jahre sein dürfen. 
Opfer dieser Regelung sind in Olden- 

burg einige Studenten, die über den 

zweiten Bildungsweg zur Universität 
gekommen sind. Sie werden gebeten, 
‚sich bei Hansjürgen Otto (ZpB) zu mel- 
den. 

Promotionsausschüsse 
Gemäß der Vorläufigen Promotionsord- 
nung der Universität Oldenburg wurden 
die Vorsitzenden der Promotionsaus- 
schüsse gewählt: 
FACHBEREICH I: Prof. Peter Gottwald 
FACHBEREICH II: Prof. Hermann Helnmers 
FACHBEREICH III: Prof. Dieter Ster%el 
FACHBEREICH IV: Prof. Harald Gebhardt  
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Doch ASTA mit MSB und SHB? 
Nachdem der gewählte, aber noch 

nicht amtierende AStA-Sprecher Her- 

mann Voesgen (Juso-HSG) am vergange- 

nen Mittwoch zurückgetreten ist 

und der IHV keine Möglichkeit mehr 

sieht, mit der Basisgruppe Projekt- 

initiative zu koalieren, sprechen 

alle Anzeichen dafür, daß es zu kei- 

ner Ablösung des seit 1971 amtieren- 

den AStA aus SHB und MSB-Spartakus 

kommen wird. Beide Gruppen bemühen 

sich jetzt, mit dem LHV ins Gespräch 

zu kommen, der auf einem Flugblatt 

seine Bereitschaft bekundet hat, mit 

allen Gruppen neue Verhandlungen auf- 

zunehmen. Grundlage soll dabei die 

  

Ausstellung 

Zur Situation der 
Für die Zeit vom 23.-25.5. planen Stu- 

denten (und Lehrende) der Projekte 14 
(SPASC) und 21 (Kognitives Lernen - Er- 
fahrungslernen) in der Aula eine Aus- 

stellung zum Thema "Zur Situation von 

Studenten und Studentinnen an der Uni- 

versität Oldenburg". 

In der Ausstellung sollen Fotodokumen- 

tationen gezeigt werden, die im WS 

76/77 von Studenten und Studentinnen 

in dem Kurs "Sinnlich-praktische An- 

eignungsweisen" erarbeitet wurden. 

Außerdem sollen "Ausstellungen" der. 

universitären Öffentlichkeit vorge- 

stellt werden, die von Schülern 

während der Unterrichtsvorhaben der 

Studenten/innen erstellt wurden. 

Schließlich wird angestrebt, Unter- 

richtsmaterialien, Auswertungsberich- 

VDS-Hauptresolution und "das sie kon- 

kretisierende Koalitionspapier" der 

Oldenburger Jungliberalen sein. 

Der LHV hatte sich von der geplanten 

Koalition mit der PIN losgesagt, als 

diese Gruppe ihre Kandidaten für das 

allgemeine politische Referat im 

AStA nicht zurückziehen wollten. Da- 

zu waren sie vom IHV aufgefordert 

worden, weil einer der Kandidaten 

vor dem Stupa erklärt hatte, daß 

diejenigen, die auf Grundlage des 

Grundgesetzes gegen Berufsverbote 

kämpfen einen sektiererischen Kampf 

führten. 

  

Studenten 
te und Planungspapiere, die im Zusam- 

menhang mit Unterrichtsvorhaben ent- 

standen sind, zur Einsicht und damit 

als Anregung für die Organisation zu- 

künftiger Unterrichtsvorhaben auszule- 

gen. 

Das ZpB hat sich bereit erklärt, im 

Rahmen seiner Möglichkeiten Materia- 

lien für die Unterrichtsplanung zur 

Verfügung zu stellen ‚und zu vervielfäl 

tigen. Alle Projekte und Studentengrup- 

pen werden gebeten, für den Zweck der 

Ausstellung geeignete Materialien zur 

Verfügung zu stellen (Postfach: Schel- 
ler, FB II) oder selbst auszustellen 
(die Ausstellung soll Montag (23.5.) 

vormittags in der Aula gemeinsam aufge 

baut werden). Nächste Planungstermin: 

Montag 16.5., 17.00 h, VG 512. 

Einheit desKonzils zerbrochen 
Fortsetzung von Seite 1 

müsse nach. außen erschreckende Folgen 

für eine Hochschule haben, zu deren 

Tradition es gehöre, gegen die Berufs- 

verbote zu kämpfen. Gleichzeitig ver- 

trat Schmidt die Auffassung, daß dieser 

Beschluß .des Konzils auch für weitere 

Fälle weitreichende Folgen haben werde, 

da die Universität sich durch ihr jetzi- 

ges Nachgeben in Zukunft entscheiden- 

der Möglichkeiten des Widerstandes be- 

raubt habe. 

Ähnlich sieht auch der Fachbereichs- 

rat IV die Problematik. Er brachte wie 

die "Linke Liste" eine Beschlußvorlage 

ein, die kurz vor der Konzilssitzung 

verabschiedet worden war und ebenfalls 

die Forderung erhob, in keinem Fall . 

ein Verfahren zu eröffnen. Auch dieser 

Beschluß fand keine Mehrheit im Konzil, 

. Mit 58 gegen 12 Stimmen entschied sich 

das Konzil für eine Vorlage, auf die 

sich während der Sitzung die als li- 

beral geltende Hochschullehrergruppe 

"Demokratische Hochschule", der sozial- 

demokratische "Hochschulpolitische Ar- 

beitskreis" „ der BdWi und die studen- 
tischen Gruppen geeinigt hatten (siehe 
Beiblatt zu diesem ini-info). gh 

Alternativbewegung 
Am Montag, 23. 5.1977, 19.30 h, Hör- 
saal B, referieren Bernd Leineweber 
(TU Hannover), Karl-Ludwig Schiebel 
(Uni Frankfurt) und Lee Swenson (Insti- 
tute for the Sudy of Nonviolence, Palo i 
Alte, USA) zum Thema "Praktische Er- 
fahrungen der Alternativbewegung in 
den USA und der BRD"(auch mit Dias). 
Dabei sollen auch die Entstehung, .die 
gesellschaftlichen und theoretischen 
Hintergründe diskutiert werden. 
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Personalien/ 
Personalnotizen 
DR. KIAUS SAUL, bisher wissenschaft- 

licher Rat und Professor an der Uni- 

versität Hamburg, ist zum ordentlichen 

Professor für das Fach "Sozialgeschich 

te mit dem Schwerpunkt 19. und 20. 

Jahrhundert" ernannt worden. 

HEIDE WOLFF ist mit der Verwaltung ei- 

ner wissenschaftlichen Assistentenstel. 

le für das Fach "Betriebswirtschafts- 

lehre" beauftragt worden. 

GERHARD MAAß, Sportwart im Fachbereich 
I, beging in der vergangenen Woche 

sein 25jähriges Dienstjubiläum. 

Disputation 
Die-hochschulöffentliche Disputation 

im Promotionsverfahren Jutta Weerda 

findet am Freitag, den 20. Mai 1977, 

16 Uhr, Raum D 103, statt. Thema der 

Arbeit: "Begriffe der Chemie und Phy- 
sik in der Sprache der Kinder und !der 

Wissenschaften — Gegenüberstellung der 

Begriffsbildung - Eine empirische Un- 

tersuchung". 

Ausschreibung 
FACHBEREICH IV: 1 Sachbearbeiter (BAT 
VII). Einstellungstermin: 1. Juli 77% 

Bewerbungen bis zum 28. Mai 1977 an 

den Rektor der Universität Oldenburg. 

Hochschulsport 

LAUFEN: Die Laufgruppe trifft sich je- 

den Mittwoch um 17.00 h im Sporttrakt. 

Im gemütlichen Dauerlauftempo führt 

die Laufstrecke durch die Haarenniede- 

rung. 

SCHACH: Die Schachgruppe trifft sich 

jeden Donnerstag, 18.00 h im VG 319. 

Bretter und Figuren sollten möglichst 

mitgebracht werden. 

SEGELN: Im Rahmen der Segelkurse sind 
noch einige Plätze für fortgeschrit- 

tene Teilnehmer frei, die mindestens 

über A-Scheinqualifikationen verfügen 

sollten. Anmeldungen in der Geschäfts- 

stelle Raum H 9. 

Begleitend zu den Segelkursen im Rah- 

men des Hochschulsports werden folgen 

de Theorieveranstaltungen angeboten: 

Mittwoch, 18 h, VG 205 oder Donner- 

stag, 18 h, VG 106. Auf den Veranstal: 

tungen werden Kenntnisse, die zum Er 

werb des A-Scheins erforderlich sind, 
vermittelt. 

BERGSTEIGEN: Eine theoretische Einfüh- 
rung wird jeden Donnerstag, 19.00 h ge 

geben. Treffen: vor dem Raum H 6 im 

Sporttrakt. Auf diesen Treffen werden 

auch die Termine für praktische Veran- .. 

staltungen besprochen. 
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